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Conterganstiftung, Köln 
Jahresrechnung 2025 

Haushaltsübersicht 2025 
 

Haushaltsübersicht   

Titel 

01.01.2025 

bis  

31.12.2025 

Haushaltsplan 

2025 

Einnahmen     

Bundesmittel:     

1. Bundesmittel           181.977.193,18 €              182.564.000,00 €  

2. Rückzahlung von Kapitalisierungsbeträgen                   115.434,54 €                                      -   €  

2.1 Sonstige Einnahmen                   201.916,56 €                                      -   €  

3. Erstattung f. Med. Komm. durch die Fa. Grünenthal                     24.000,00 €                        24.000,00 €  

Zwischensumme Bundesmittel:           182.318.544,28 €              182.588.000,00 €  

      

Abschnitt 2 ContStifG     

4. Erträge aus dem Vermögen                       5.768,86 €                                      -   €  

4.1 Spenden                                   -   €                                      -   €  

4.2 Sonstige Einnahmen                          101,90 €                                      -   €  

5. Entnahme aus dem Stiftungsvermögen                     32.688,74 €                                      -   €  

Zwischensumme Abschnitt 2 ContStifG:                     38.559,50 €                                      -   €  

      

Abschnitt 3 ContStifG     

6.   Einkünfte aus den Erträgen gem.  

      § 19 Abs. 1 ContStifG 
                    98.659,32 €                                      -   €  

6.1. Spenden                                   -   €                                      -   €  

6.2 Sonstige Einnahmen                          217,10 €                             500,00 €  

7.   Entnahme aus dem Vermögen                   274.429,93 €                  1.050.000,00 €  

8.   Sonstige Einnahmen aus Projekten /Rückzahlung  

      bew. Zuschüsse u. daraus begr. Zinseinnahmen                                    -   €                                      -   €  

Zwischensumme Abschnitt 3 ContStifG:                   373.306,35 €                  1.050.500,00 €  

 Summe Einnahmen:   182.730.410,13 €    183.638.500,00 €   

 
  



 

 

 

Titel 

01.01.2025 

bis  

31.12.2025 

Haushaltsplan  

2025 

Ausgaben      

Ausgaben aus Bundesmitteln     

1. Leistungen an contergangeschädigte Menschen     

1.1 Kapitalentschädigung und Zinsen                34.181,04 €                  35.000,00 €  

1.2 Rentenzahlungen        150.741.352,32 €          148.534.500,00 €  

1.3 Rentenkapitalisierung           3.607.882,15 €             1.500.000,00 €  

1.4 Spezifische Bedarfe         25.846.596,89 €            29.550.000,00 €  

1.4.1 Pauschale Leistungen          24.790.423,06 €            26.050.000,00 €  

1.4.2 Kompetenzzentren            1.056.173,83 €             3.500.000,00 €  

1.5 Gefäßstudie                           -   €                450.000,00 €  

1.6 Nachzahlung Sonderzahlung                           -   €                    5.000,00 €  

Zwischensumme:        180.230.012,40 €          180.074.500,00 €  

      

2. Verwaltung     

2.1 Kosten des Stiftungsrates                25.009,12 €                  25.000,00 €  

2.2 Kosten des Stiftungsvorstandes                 45.507,70 €                  47.000,00 €  

2.3 Kosten der Medizinischen Kommission               122.821,73 €                200.000,00 €  

2.4 Kosten der Geschäftsführung           1.894.672,26 €             2.239.000,00 €  

   2.4.1 Personal- und Sachkosten           1.599.356,00 €             1.850.000,00 €  

   2.4.2 Kosten aus Beratung und Rechtsverfolgung                41.665,92 €                  80.000,00 €  

   2.4.3 Datenschutz                13.893,25 €                  10.000,00 €  

   2.4.4 Rechnungsprüfung                 9.996,00 €                  11.000,00 €  

   2.4.5 Versicherungen                 7.301,86 €                    8.000,00 €  

   2.4.6 Corporate Design, Übersetzungen,  

            Öffentlichkeitsarbeit                18.566,00 €                  60.000,00 €  

   2.4.7 Internetportal              203.893,23 €                220.000,00 €  

2.5 Sonstige Kosten                           -   €                    2.000,00 €  

Zwischensumme:           2.088.010,81 €             2.513.000,00 €  

      

3. Vermögensverwaltung     

3.1 Vermögensverwaltung, Depotgebühren,  

      Sonstige Ausgaben                     521,07 €                      500,00 €  

Zwischensumme:                    521,07 €                      500,00 €  

Zwischensumme Bundesmittel:        182.318.544,28 €          182.588.000,00 €  

      

Ausgaben Abschnitt 2 ContStifG     

4.   Jährliche Sonderzahlung                38.457,00 €                             -   €  

4.1 Sonstige Ausgaben/Wertverlust                    102,50 €                             -   €  

Zwischensumme Abschnitt 2 ContStifG:                38.559,50 €                             -   €  

      

Ausgaben Abschnitt 3 ContStifG     

5.1 Auszahlung von bewilligten Zuschüssen                           -   €                             -   €  

5.2 Ausgaben f. eigene Fördermaßnahmen der Stiftung 

     (Gefäßstudie und historische Aufarbeitung)              195.941,20 €                750.000,00 €  

5.2.1 Kosten der Geschäftsstelle der EXP              177.188,60 €                300.000,00 €  

5.3 Sonstige Ausgaben                    176,55 €                      500,00 €  

Zwischensumme Abschnitt 3 ContStifG:              373.306,35 €             1.050.500,00 €  

 Summe Ausgaben:         182.730.410,13 €          183.638.500,00 €    
  



 

 

 

Conterganstiftung, Köln 

Vermögensnachweis zum 31.12.2025 

 

Verzeichnis der Anlagen nach Abschnitt 2 des ContStifG 

 

    31.12.2025  31.12.2024  

Kreditinstitut Art der Anlage Zinssatz Fälligkeit Einstand Einstand 

       

Deutsche Bank AG Kontokorrentkonto 1,25% keine 384.620,54 € 378.859,93 € 

Bundeskasse Trier Kassenkonto variabel keine 61.550,55 € 100.000,00 € 

Gesamt    446.171,09 € 478.859,93 € 

 

Verzeichnis der Anlagen nach Abschnitt 3 des ContStifG zum 31.12.2024 

 

    31.12.2025  31.12.2024  

Kreditinstitut Art der Anlage Zinssatz Fälligkeit Nominal Nominal 

Volksbank RheinAhrEifel eG Tagesgeldkonto 0,20% keine 10.582,99 € 10.567,31 € 

Volksbank RheinAhrEifel eG Girokonto 0,00% keine 747,34 € 809,14 € 

Sparkasse KölnBonn Girokonto 0,00% keine 1.670,27 € 1.778,57 € 

Deutsche Bank AG Festgeld 2,10% 09.03.2026  5.941.208,30 € 6.245.446,22 € 

Deutsche Bank AG Tagesgeldkonto 1,25% keine 1.061,76 € 0,00 € 

Bundeskasse Trier Kassenkonto variabel keine 677.647,62 € 648.746,97 € 

Gesamt    6.632.918,28 € 6.907.348,21 € 

       

Gesamt Abschnitt 2 und 3:    7.079.089,37 € 7.386.208,14 € 

 

Ausgelaufene Anlagen 2025      
Kreditinstitut Art der Anlage Zinssatz Fälligkeit Einstand Zinsertrag 

 

Deutsche Bank AG 

 

Festgeld (6 Monate) 

 

2,10% p.a. 

endfällig 

09.03.2026 

 

5.941.208,30 € 

 

63.075,83 € 

 





 

  Anlage Blatt 1 

 

Wiedergabe des Prüfungsvermerks des Wirtschaftsprüfers 

Nach dem abschließenden Ergebnis unserer auftragsgemäßen Prüfung haben wir die Jahresrech-

nung zum 31. Dezember 2025 der Conterganstiftung, Köln, mit dem folgenden Prüfungsvermerk 

versehen: 

 

"An die Conterganstiftung, Köln 

 

Wir haben die beigefügte Jahresrechnung der Conterganstiftung, Köln, bestehend aus Haushalts-

übersicht und Vermögensnachweis, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 

2025 geprüft. 

 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter 

Die gesetzlichen Vertreter der Conterganstiftung sind verantwortlich für die Aufstellung der Jahres-

rechnung einschließlich der dazugehörigen Angaben. Diese Verantwortung umfasst, dass die Jah-

resrechnung nach den Vorschriften des Conterganstiftungsgesetzes und den ergänzenden Bestim-

mungen der Satzung aufgestellt wird und eine sachgerechte Gesamtdarstellung der Vermögens-

lage der Stiftung vermittelt. Die gesetzlichen Vertreter sind auch verantwortlich für die internen 

Kontrollen, die sie als notwendig erachten, um die Aufstellung der Jahresrechnung einschließlich 

der dazugehörigen Angaben zu ermöglichen, die frei von wesentlichen – beabsichtigten oder un-

beabsichtigten – falschen Angaben ist.  

 

Verantwortung des Wirtschaftsprüfers 

Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage unserer Prüfung ein Urteil zu der Jahresrechnung für 

das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2025 einschließlich der dazugehörigen 

Angaben abzugeben. Wir haben unsere Prüfung unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-

prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchge-

führt. Danach haben wir die Berufspflichten einzuhalten und die Prüfung so zu planen und durch-

zuführen, dass hinreichende Sicherheit darüber erlangt wird, ob die Jahresrechnung einschließlich 

der dazugehörigen Angaben frei von wesentlichen falschen Angaben ist. 

  



 

Anlage Blatt 2 

 

Eine Prüfung umfasst die Durchführung von Prüfungshandlungen, um Prüfungsnachweise für die 

in der Jahresrechnung enthaltenen Wertansätze einschließlich der dazugehörigen Angaben zu er-

langen. Die Auswahl der Prüfungshandlungen liegt im pflichtgemäßen Ermessen des Wirtschafts-

prüfers. Dies schließt die Beurteilung der Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbeabsich-

tigter – falscher Angaben in der Jahresrechnung einschließlich der dazugehörigen Angaben ein. 

Bei der Beurteilung dieser Risiken berücksichtigt der Wirtschaftsprüfer die für die Aufstellung der 

Jahresrechnung relevanten Kontrollen einschließlich der dazugehörigen Angaben. Ziel hierbei ist 

es, Prüfungshandlungen zu planen und durchzuführen, die unter den gegebenen Umständen  

angemessen sind, jedoch nicht, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit der internen Kontrollen der 

Conterganstiftung abzugeben. Eine Prüfung umfasst auch die Beurteilung der angewandten  

Rechnungslegungsmethoden, der Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern ermittelten 

geschätzten Werte in der Rechnungslegung sowie die Beurteilung der Gesamtdarstellung der  

Jahresrechnung. 

 

Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und ange-

messen sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zu dienen. 

 

Prüfungsurteil 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht die 

Jahresrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2025, bestehend aus 

Haushaltsübersicht und Vermögensnachweis, in allen wesentlichen Belangen den gesetzlichen 

und satzungsrechtlichen Vorschriften. 

 

Ratingen, am 1. April 2026 

 

 

 

CURACON GmbH 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Zweigniederlassung Ratingen 

 

 

 

 

  

Knauf Gabriel 

Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüferin" 

 
 



 

   

 

 

Allgemeine Auftragsbedingungen 

für 

Wirtschaftsprüferinnen, Wirtschaftsprüfer und  

Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

vom 1. Januar 2024 

 1. Geltungsbereich 

(1) Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschafts-

prüferinnen, Wirtschaftsprüfern oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften (im 

Nachstehenden zusammenfassend „Wirtschaftsprüfer" genannt) und ihren 

Auftraggebern über Prüfungen, Steuerberatung, Beratungen in wirtschaftli-

chen Angelegenheiten und sonstige Aufträge, soweit nicht etwas anderes 

ausdrücklich in Textform vereinbart oder gesetzlich zwingend vorgeschrie-

ben ist. 

(2) Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirt-

schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn dies vereinbart ist oder sich 

aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf solche An-

sprüche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten gegenüber. 

Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit dem Auftrag-

geber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten zu. 

2. Umfang und Ausführung des Auftrags 

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein be-

stimmter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsätzen 

ordnungsmäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer über-

nimmt im Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben der Ge-

schäftsführung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung oder Umsetzung 

der Ergebnisse seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der Wirtschaftsprü-

fer ist berechtigt, sich zur Durchführung des Auftrags sachverständiger Per-

sonen zu bedienen. 

(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf — außer bei betriebs-

wirtschaftlichen Prüfungen — der ausdrücklichen Vereinbarung in Textform. 

(3) Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschließen-

den beruflichen Äußerung, so ist der Wirtschaftsprüfer nicht verpflichtet, den 

Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folgerungen 

hinzuweisen. 

 3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers 

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer alle 

für die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weiteren Infor-

mationen rechtzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vorgängen und 

Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung des Auftrags von 

Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterlagen und weiteren Infor-

mationen, Vorgänge und Umstände, die erst während der Tätigkeit des Wirt-

schaftsprüfers bekannt werden. Der Auftraggeber wird dem Wirtschaftsprüfer 

geeignete Auskunftspersonen benennen. 

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Voll-

ständigkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen sowie 

der gegebenen Auskünfte und Erklärungen in einer vom Wirtschaftsprüfer 

formulierten Erklärung in gesetzlicher Schriftform oder einer sonstigen vom 

Wirtschaftsprüfer bestimmten Form zu bestätigen. 

 4. Sicherung der Unabhängigkeit 

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit der 

Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt für die Dauer des Auf-
tragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder Über-

nahme von Organfunktionen und für Angebote, Aufträge auf eigene Rech-

nung zu übernehmen. 

(2) Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirt-

schaftsprüfers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netzwerk-

unternehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf die die Un-

abhängigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden wie auf den 

Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverhältnissen beeinträchtigen, ist der 

Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen Kündigung des Auftrags berechtigt. 

 5. Berichterstattung und mündliche Auskünfte 

Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des 
Auftrags in gesetzlicher Schriftform oder Textform darzustellen hat, ist allein 
diese Darstellung maßgebend. Entwürfe solcher Darstellungen sind  

unverbindlich. Sofern nicht anders gesetzlich vorgesehen oder vertraglich 

vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprü-

fers nur dann verbindlich, wenn sie in Textform bestätigt werden. Erklärun-

gen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten Auftrags 

sind stets unverbindlich. 

 6. Weitergabe einer beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers 

(1) Die Weitergabe beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers (Ar-

beitsergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen — sei es im Entwurf 

oder in der Endfassung) oder die Information über das Tätigwerden des Wirt-

schaftsprüfers für den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der in Textform 

erteilten Zustimmung des Wirtschaftsprüfers, es sei denn, der Auftraggeber 

ist zur Weitergabe oder Information aufgrund eines Gesetzes oder einer be-

hördlichen Anordnung verpflichtet. 

(2) Die Verwendung beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers und 

die Information über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auftrag-

geber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulässig. 

 7. Mängelbeseitigung 

(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfüllung 
durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. unbe-
rechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfül-
lung kann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurücktreten; ist der 
Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann der Auftragge-
ber wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurücktreten, wenn die er-
brachte Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, Unzumutbarkeit oder 
Unmöglichkeit der Nacherfüllung für ihn ohne Interesse ist. Soweit darüber 
hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt 

Nr. 

(2) Ein Nacherfüllungsanspruch aus Abs. 1 muss vom Auftraggeber unver-
züglich in Textform geltend gemacht werden. Nacherfüllungsansprüche nach 
Abs. 1, die nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, verjähren nach 
Ablauf eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn. 

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und 

formelle Mängel, die in einer beruflichen Äußerung (Bericht, Gutachten und 

dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom Wirtschafts-

prüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkeiten, die geeig-

net sind, in der beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers enthaltene Er-

gebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Äußerung auch Dritten 

gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fällen ist der Auftragge-

ber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören. 

 8. Schweigepflicht gegenüber Dritten, Datenschutz 

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 

HGB, § 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, über Tatsachen und Umstände, 

die ihm bei seiner Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt werden, Still-

schweigen zu bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser 

Schweigepflicht entbindet. 

(2) Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbe-

zogenen Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum 

Datenschutz beachten. 

 9. Haftung 

(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers, ins-
besondere Prüfungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen Haf-
tungsbeschränkungen, insbesondere die Haftungsbeschränkung des § 323 
Abs. 2 HGB. 

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung 

findet noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschränkung besteht, ist der 

Anspruch des Auftraggebers aus dem zwischen ihm und dem Wirtschafts-

prüfer bestehenden Vertragsverhältnis auf Ersatz eines fahrlässig verur-

sachten Schadens, mit Ausnahme von Schäden aus der Verletzung von Le-

ben, Körper und Gesundheit sowie von Schäden, die eine Ersatzpflicht des 

Herstellers nach § 1 ProdHaftG begründen, gemäß § 54a Abs. 1 Nr. 2 WPO 

auf 4 Mio. € beschränkt. Gleiches gilt für Ansprüche, die Dritte aus oder im 

Zusammenhang mit dem Vertragsverhältnis gegenüber dem Wirtschafts-

prüfer geltend machen. na
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(3) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer bestehen-

den Vertragsverhältnis Ansprüche aus einer fahrlässigen Pflichtverletzung des Wirt-

schaftsprüfers her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag für die betreffenden An-

sprüche aller Anspruchsteller insgesamt. 

(4) Der Höchstbetrag nach Abs. 2 bezieht sich auf einen einzelnen Schadensfall. 

Ein einzelner Schadensfall ist auch bezüglich eines aus mehreren Pflichtverlet-

zungen stammenden einheitlichen Schadens gegeben. Der einzelne Schadens-

fall umfasst sämtliche Folgen einer Pflichtverletzung ohne Rücksicht darauf, ob 

Schäden in einem oder in mehreren aufeinanderfolgenden Jahren entstanden 

sind. Dabei gilt mehrfaches auf gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhen-

des Tun oder Unterlassen als einheitliche Pflichtverletzung, wenn die betreffenden 

Angelegenheiten miteinander in rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammen-

hang stehen. In diesem Fall kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 

Mio. € in Anspruch genommen werden. 

(5) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs Mona-

ten nach der in Textform erklärten Ablehnung der Ersatzleistung Klage erhoben 

wird und derAuftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies gilt nicht für 

Schadensersatzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zurückzuführen sind, 

sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Körper oder Gesundheit sowie 

bei Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 1 ProdHaftG begründen. 

Das Recht, die Einrede der Verjährung geltend zu machen, bleibt unberührt. 

(6) § 323 HGB bleibt von den Regelungen in Abs. 2 bis 5 unberührt. 

10. Ergänzende Bestimmungen für Prüfungsaufträge 

(1) Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschaftsprüfer geprüf-

ten und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder Lagebericht, 

darf er diesen Bestätigungsvermerk nicht weiterverwenden. Hat der Wirtschafts-

prüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist ein Hinweis auf die durch den 

Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im Lagebericht oder an anderer für die 

Öffentlichkeit bestimmter Stelle nur mit in gesetzlicher Schriftform erteilter Einwilli-

gung des Wirtschaftsprüfers und mit dem von ihm genehmigten Wortlaut zulässig. 

(2) Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der Bestä-

tigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber den Bestä-

tigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des Wirtschaftsprü-

fers den Widerruf bekanntzugeben. 

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Wei-

tere Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt. 

11. Ergänzende Bestimmungen für Hilfeleistung in Steuersachen 

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuerli-

chen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftraggeber 

genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und vollstän-

dig zugrunde zu legen; dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er hat jedoch 

den Auftraggeber auf von ihm festgestellte wesentliche Unrichtigkeiten hinzu-

weisen. 

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen 

erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprüfer hierzu 

ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Fall hat der Auftragge-

ber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesentlichen Un-

terlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass 

dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung 

steht. 

(3) Mangels einer anderweitigen Vereinbarung in Textform umfasst die lau-

fende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkeiten: 

a) Ausarbeitung und elektronische Übermittlung der Jahressteuererklärun-

gen, einschließlich E-Bilanzen, für die Einkommensteuer, Körperschaftsteuer 

und Gewerbesteuer, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber vorzulegen-

den Jahresabschlüsse und sonstiger für die Besteuerung erforderlichen Auf-

stellungen und Nachweise 

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern 

c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den 

unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden 

d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse 

von Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern 

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der 

unter a) genannten Steuern. 

Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die we-

sentliche veröffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung. 

(4) Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein Pau-

schalhonorar, so sind mangels anderweitiger Vereinbarungen in Text-

form die unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert 

zu honorieren. 

(5) Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist und die Steuerbera-

tervergütungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwenden ist, 

kann eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in Textform 

vereinbart werden. 

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Kör-

perschaftsteuer, Gewerbesteuer und Einheitsbewertung sowie aller Fra-

gen der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben er-

folgt auf Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für 

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. 

auf dem Gebiet der Erbschaftsteuer und Grunderwerbsteuer, 

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der Finanz- 

und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen, 

c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit Um-

wandlungen, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung, Eintritt und 

Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, Liquidation und 

dergleichen und 

d) die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations-

pflichten. 

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als zusätz-

liche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung etwaiger 

besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob alle in Be-

tracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen wahrgenom-

men worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung der Unterlagen 

zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht übernommen. 

12. Elektronische Kommunikation 

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und dem Auftraggeber 
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunikation 

per E-Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen stellt, wie 

etwa die Verschlüsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den Wirtschafts-

prüfer entsprechend in Textform informieren. 

13. Vergütung 

(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforderung 

Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zusätzlich berech-

net. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und Auslagenersatz verlan-

gen und die Auslieferung seiner Leistung von der vollen Befriedigung seiner An-

sprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber haften als Gesamtschuldner. 

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen Forde-

rungen des Wirtschaftsprüfers auf Vergütung und Auslagenersatz nur mit unbestrit-

tenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig. 

14. Streitschlichtungen 

Der Wirtschaftsprüfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer 
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbeile-
gungsgesetzes teilzunehmen. 

15. Anzuwendendes Recht 

Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden 
Ansprüche gilt nur deutsches Recht. 
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